
Schöfferstadt Gernsheim 

Änderung des Flächennutzungsplans 

für den Bereich der Bebauungspläne 

"Wohnanlage östlich der Ringstraße, 2. Abschnitt- 

1. Erweiterung" und 

"Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße" 

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB (Frist 
bis zum 20.11.2020) eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen. 

Gernsheim und Gießen, im Juli 2021 



Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 

e-netz Südhessen AG (12.11.2020) * 
Evonik Operations GmbH (22.10.2020) * 
Hessen Mobil (12.11.2020) * 
Kreisausschuss Groß-Gerau, Vorbeugender Brandschutz (13.11.2020) * 
Kreisausschuss Groß-Gerau, FB Regionalentwicklung und Mobilität (19.11.2020) 
Landrat des Landkreises Darmstadt-Dieburg (17.11.2020) 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. 31.2 (12.11.2020) 
Regierungspräsidium Darmstadt, KMRD (06.11.2020) 

Die in den mit * gekennzeichneten Stellungnahmen vorgebrachten Anregungen betreffen 
nur die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und werden dort in die Abwägung einge­ 
stellt 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 

Amt für Bodenmanagement Heppenheim (06.11.2020) 
Amprion GmbH (21.10.2020) 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes­ 
wehr (21 10.2020) 
DADI NA Darmstadt-Dieburger Nahverkehrsorganisation (23.10.2020) 
Deutsche Flugsicherung (19.10.2020) 
EWR Netz GmbH (16.10.2020) 
Gemeindeverwaltung Einhausen (03.11.2020) 
IHK Darmstadt (16.11.2020) 
PLEdoc GmbH (04.11.2020) 

Keine Stellungnahmen sind eingegangen von: 

Landesjagdverband Hessen e.v. 
Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen 
LNVG 
Magistrat der Stadt Bensheim 
Magistrat der Stadt Pfungstadt 
Magistrat der Stadt Riedstadt 
Naturschutzbund Deutschland 
Naturschutzbund Gruppe Ried 
RWE Westfalen-Ems-Netzservice GmbH 
SUED Umwelt- und Entsorgungsdienste Südhessen GmbH 
VNB Rhein-Main-Neckar GmbH & Co. KG 
Wanderverband Hessen e.V. 
Wasserverband Hessisches Ried 
Westnetz GMBH 

Seitens der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der Beteiligung gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB keine Stellungnahmen mit Anregungen oder Hinweisen vorge­ 
bracht. 

BASF SE (siehe Evonik) 
Botanisehe Vereinigung in Hessen 
BUND 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Freiwillige Feuerwehr Gernsheim 
Gemeindevorstand Alsbach-Hähnlein 
Gemeindevorstand Bickenbach 
Gemeindevorstand Biebesheim 
Hessenwasser GmbH 
Hess. Gesellschaft für Ornithologie Echzell 
Hessischer Bauernverband 
Kreishandwerkerschaft für den Kreis Groß-Gerau 
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Der Kreisausschuss 
des Kreises Groß-Gerau 

Roglonalenlwiel<l"ng und 
Mobilillil 
Regloll3lentwlckl"ng. Bauen 
Wirtschaft und Umwelt 
Bee.uchssn!ilcnrift 
WitheIITl-Seipp-S1::r 4 
54521 Groß-Gerau 
Zimrn.r 
Nr.542 
Auskunft 
Frau Huuner 
Tolefon 
+49 6152 989-547 
Fax 
+496152989-611 
E-Mail 
regio@kre"99·de 
Aktenzeichen 
IV/l.l hu 
Datum 
19.11.2020 

PlanEs 
Alte Brauereihöfe 
Leihgesterner Weg 37 
35392 Gießen 

Bauleitplanung der SchöffersÙldt Gernsheim 
Bebauungsplan "Gemelndeb&darfsfläche östlich der Ringstraße" 
Änderung des Flächennutzungsplans tür den Bereich des Bebauungsplanes 
.,Gemeindebedarfsfläche östlich der Ringstraße" und des Bebauungsplans "Wohnanlage 
östlich der Ringstraße" - 2. Abschnitt, 1_ Erweiterung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der folgenden Stellungnahme des Kreisausschusses des Kreises Groß-Gerau liegen die Einschätzungen 
der FachbereichelFachdienste Regionaleniwicklung und Mobilität, Bauaufsicht, Untere 
Naturschulzbehörde, Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde, Immissionsschutz. Gefahrenabwehr 
und Jugend und Schule zugrunde. Die Stellungnahme der Abteilung IV/2 landwirtschaft des landkreises 
Darmstadt-Dieburg, welche Im Kreis Groß-Gerau die Belange der landwirtschaft und Feldflur vertritt, 
liegt Ihnen bereits vor. 

Aus Sicht der Bauaufsicht sind folgende Anmerkungen zu machen: 

1. 
In den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind keine Begrenzungen der Höhe angegeben_ 
Eine Sporthalle wäre unter Beachtung der Geschossigkeit demnach in unbegrenzter Höhe möglich. 

2. 

Der vorliegende Bebauungsplan sowie der gei'lnderte Fli'lchennutzungsplan wurde im Rahmen unserer 
Zuständigkeit gemäß der Verordnung Ober Zuständigkeiten nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(lmSchZuV) geprüft. Gegen die Aufstellung bestehen aus Sicht des Immissionsschutzes keine 
Bedenken. 
Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass der Kreisausschuss mit Ausnahme der gem. § 4 Abs. 1 a) bis d) 
Im$chZuV aufgelisteten Anlagen für sonstige Anlagen, die gewerblichen Zwecken dienen bzw. im 
Rahmen wirtschaftlicher Untemehmen Verwendung finden, nicht zustllndig ist. 

PO!Itanachrlft: 
WitJein-SEt:ij:tp..Stf, -4 
54521 Groß..Gerau 
Bushall8!iœJten; .Lsncsëtsarm' 
H;!IlIel'lt)a<l'" tJncJ .KleISktinlk- 

Öffnungl:izallen: 
Montag. Dienstag, 
Oonnerstaq uno F reheq 
8 00 Uhr - 12:00 Uhr 
M~l'WOCh 14:00 Uhr - 16'0:) Uhr 
und Termme nach Vereinbarung 

Bankvsrbindung; 
Kr.l5$parka:;~ GrQß-Ge.ÔIlU 
JeAN: DE.61 SOAS 2563 0000 0000 18 
BIC: flELADEF1GRG 
www.ktelsgg.de 

(114) 

Kreisausschuss Groß-Gerau, Regionalentwicklung und Mobilität (19.11.2020) 

Beschlussempfehlungen 

Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 2.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 
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3. 
Hinweis: Zur Venneidung von Betriebseinschränkungen der Sporthallennutzung durch die angrenzende 
Wohnnutzung empfehlen wir eine Schallimmissionsprognose zu erstellen. 

4. 

Hinsichtlich der erforderlichen Änderungen des Flächennutzungsplans für den Bereich des B-Plans 
.Gememdebedartsfläche östlich der Ringstraße- und des B-Plans .Wohnanlage östlich der Ringstraße' 
- 2. Abschnitt, 1. Erwerterung bestehen ebenfalls aus imrnissronsschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken. 

Aus der Sicht der Unteren Naturschutz.behörde bestehen gegen das o.q. Planverfahren im Grundsatz 
keine Bedenken. 

5. 

Weil noch unklar Ist, wie das naiurschutzrechtricne Ausqleichsdefizit kompensiert und wie und wo die 
ertordertiche, vorgreifende CEF-Maßnahme f(Jr Reptilien durchgeführt werden soll. können wir der 
Planung zumjetzigen Zeitpun ct noch mcht zustimmen 

WI6 in den vorliegenden Unterlagen erwähnt, sollen hierzu detaillierte Aussagen im weiteren Verfahren 
emqebracht werden. Eine abschließende natur- lind artenschutzrechtliche Prüfling behalten wir uns 
deshalb vor 

Ge;gen die oben genannte Planung bestehen seitens der Unteren Wasserbehörde qrundsätzlich keine 
Bedenken. 

6. 

In der Begründung zum Bebauungsplan wird auf 5.16 unter Punkt 10.2.2 Schutz des Grundwassers eine 
alte Stellungnahme vom 14.03.2016 zitiert. Hierzu folgender Hinweis: Gemäß § 7Sc Abs. 2 WHG ist die 
Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in Gebieten nach § lab Absatz 1 Satz 1 (Risikogebieten) 
verboten. wenn andere wenig.;)r wasserqefahrdence Energieträger zu wirtschaftlch vertretbaren Kosten 
zur Verfügung stehen ode: die Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann. Eine 
Heizölverbraucheranlage nach Salz 1 kann wie geplant errichtet werden. wenn das Vorhaben der 
zuständigen 8ehorde spätestens sechs Wochen vor der Errichtung mit den vollständigen Unterlagen 
angezeigt WIrd und die Behörde innerhalb einer Fnst von vier Wochen nach Eingang der Anzeige weder 
die Errichtung untersagt noch Anforderungen an die hocbwassersrcnere Errichtung festgesetzt hat. 

Der Fachdienst Kindertagesbetreuung hat folgende Anmerkgungen: 

7. 

Im vorliegenden Bebauungsplan zur .Gemeindebedarfsftàche östlich der Ringstraße' und der 
.Wohnanlage östlich der Ringstraße" in der Schöfferstadt Gernsheim ist die Anzahl der tatsächlichen 
Wohneinheiten nicht angegeben. daher können wir den zu erwanencen Bedarf an zusätzlichen 
Kinderbetreuungsplätzen nicht errechnen. Wir xönnsn Ihnen allerdings mitteilen, dass die vorhandenen 
Platzkapazitäten der Schöfferstadt Gernsheim bereits heute ausgelastet sind. Das in der BegnOndung 
zum Bebauungsplan beschnebene Planziel eine Kindertagesstätte zu errichten, befürworten wir daher 
ausdrücklich 

Sollte die Anzahl der Wohneinheiten bekannt sem/werden, können wir Ihnen selbstverständlich eine 
genaue Berechnung nachliefern. 

Die folgende Stellungnahme des Fachbereichs Gefahrenabwehr gliedert sich in Forderungen und 
Hinweise. 

Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Ob und in welchem Umfang die zur Neckarstraße orientierte Sporthalle errichtet wird ist zum 
gegenwärtigen Planzeitpunkt noch nicht abschließend absehbar. 
Aus Sicht des Schallimmissionsschutzes ist der bestimmungsgemäße Betrieb einer Sport­ 
halle an der im Plan bezeichneten Stelle ohne besonderen Nachweis möglich, wenn folgen­ 
de Randbedingungen erfüllt sind: 

Nutzung der Sporthalle ausschließlich im Tagzeitraum, so dass sichergestellt ist, dass 
ab 22 Uhr das Gelände von den Nutzern und Besuchern der Sporthalle geräumt ist, 
Parkplatz und Zugang im Norden, 
Fenster an der Südfassade nicht öffenbar. 

Weicht die Ausführungsplanung und/oder das Nutzungskonzept der Sporthalle hiervon ab, 
so ist im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis auf immissionsschutztechnische Ver­ 
träglichkeit unter Berücksichtigung der abweichenden Randbedingungen zu führen. 

Eine entsprechende immissionsschutzrechtliche Stellungnahme wurde eingeholt und hat in 
die Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf Eingang gefunden. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 4.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Änderung des Flächennut­ 
zungsplans wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das naturschutzrechtliche Ausgleichsdefizit von rd. 5.500 Punkten wird über das Ökopunk­ 
tekonto der Stadt Gernsheim ausgeglichen. Eine entsprechende Zuordnung wird in Ab­ 
stimmung mit der UNB im Umweltbericht vorgenommen. 
Die Umsetzung der vorgreifenden CEF-Maßnahme für Reptilien wurde bereits mit der UNB 
abgestimmt. Das abgestimmte Konzept wird mit der Entwurfsfassung des Umweltberichts 
vorgelegt. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die angesprochene Passage wird redaktionell geändert. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 7.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

(214) Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 
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Forden,mgen' 

8. 
1.) Die Lösd1wasserversorgung lür den Feuerwehreinsatz ist unter Anwendung der DVGW 

Arbeltsblätler W 405-Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung und W 331-Hydrantenrichtlinie sicherzustellen. 

Für die geplante Bebauung ist eine Löschwasserrnenqe von 800 Vmin über einen Zeitraum 
von 2 Std. bereitzustellen. 

9. 
2) Liegt bei den bestehenden Gebäuden die Oberkante der Brüstung notwendiger Fenster oder 

sonstiger zum Anleitern bestimmter Stellen mehr als 8 m über Geländeobertläche. so ist eine 
Feuerwehrzufahrt mit AufstellfJache gern. DIN 14090 (Flächen für die Feuerwehr auf dem 
Grundstück) auf der öffentlichen Verkehrsftäche bzw. dem Grundstück herzustellen. 

Bei Verkehrsberohrqunqs- oder Bepflanzungsmaßnahmen auf öffentlichen Verkehrsftächen ist 
darauf zu achten. dass gem. § 4,5 und 17 HBO notwendig Feuerwehrzufahrten und 
Aufstellflächen auf öffentlichen Verkehrsflächen uneingeschrankt nutzbar sind. 

Wir bitten. bei v, 9 Planungen die zuständige Brandschutzdienststelle zu beteiligen. 

Gemäß der Hessischen Bauordnung muss bei Gebäuden der erste Rettungsweg baulich 
sichergestellt sein, der zweite kann ebenfalls baulich sichergestelU sein oder über Rettungsgeräte 
der Feuerwehr führen. Auf die bauliche Sicherstellung beider Retlungswege ist in den 
Bebauungsplänen verbindlich hinzuweisen 

Gebäude, deren zweiter Rettungswl6g über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei denen 
die Oberkante der BrLlstung der zum An/eitern bestimmten Stellen mehr als 8m über 
Geländeobertläche liegt, dürfen nur Errichtet werden, wenn die Feuerwehr über die erforderlichen 
Rettungsgeräte, wie Hubreltungsfahrzeuge, verfügt. Das erforderliche Hubrettungsgerät muss 
gern. Feuerwehrorganisationsverordnung zeitnah. längstens Jedoch naCh 19 Minuten zur 
Verfügung stehen. Wird das Hubretlungsfahrzeug aus einer anderen Kommune zugeführt, so ist 
dies zwischen beiden Parteien im Rahmen einer schriftlichen Vereinbarung zu regeln. 

Auf dte Einhaltung der Rettungswege ist in den Bebauungsplanen verbindliche hinzuweisen. 

10. 
3) Flächendeckende. akustisch ausreichend dirnensionierte Sirenen-Bescoalamq des 

Planungsgebietes (bei Wohn- und Gewerbegebieten); nachweislich der in beigefügter 
Beschallungsbegutachtung lOr die Ortslage ausgewiesenen Defizite. 

Hinweise: 

11. 
1.) Zur Lôschwasserentnahme durch die Feuerwehr sind Unterflurhydranten DN 80 nach DIN EN 

14339:2005 einzubauen. Der Hydrantenabsland sollte 120 Meter nicht überschreiten. 

Unterflurhydranten sind durch Hinweissd1ilder nach DIN 4066 Teil1 deutlich sichtbar zu 
kennzeichnen. Die Entfernung der Hmweisschilder zum Hydranten sollte im Regellall nicht mehr 
als 5 Meter betragen. 

Die Rohrnetze sind so auszulegen, dass ber max. Löschwasserentnahme noch em 
Fließüberdruck von nund. 1,5 bar an den Hydranten zur Verfugung steht 

Die Löschwasserleitungen sind als Ringleitungen auszuführen. 

(314. 

Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Löschwasserversorgung kann in dem genannten Umfang von 1.600 Ilmin über einen 
Zeitraum von mind. 2 Std. von der Schöfferstadt Gernsheim zur Verfügung gestellt werden. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise wurden, soweit sie die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen, bei 
der Aufstellung des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt 
Soweit die Hinweise den Vollzug betreffen, sei hierauf verwiesen, zumal die genannten 
Fundsteilen unmittelbar geltendes Recht darstellen bzw. dieses ausführen und bei der Bau­ 
planung und -ausführung ohnehin zu berücksichtigen sind. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu 11. bis 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise wurden, soweit sie die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betreffen, bei 
der Aufstellung des Bebauungsplanes bereits berücksichtigt 
Soweit die Hinweise den Vollzug betreffen, sei hierauf verwiesen, zumal die genannten 
Fundsteilen unmittelbar geltendes Recht darstellen bzw. dieses ausführen und bei der Bau­ 
planung und -ausführung ohnehin zu berücksichtigen sind. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 
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12. 
2.) Kann die erforderliche Loschwassermenge nicht durch die zentrale Wasserversorgung 

sichergestellt werden, so sind andere Möglichkeiten der Wasserentnahme (z.B. 
Loschwasserbrunnen f -benalter) herzustellen 

13. 
3.) Ausreichende Oimensionierung der Ableitung von Niederschlags- und Oberflächenwasser zur 

Verhinderung von Ruckstau-Schäden und Oberschwemmungsereignisse bei 
Starkniederschlagen infolge der klimatischen Veränderungen. 

14. 

Zum Abschluss haben wir riech eine Bitte an Sie. Der Kreis Groß-Gerau baut derzeit sein digitales 
Bebauungsplankataster aus. Ziel ist es, für den gesamten Kreis Groß-Gerau d,e rechtskräftigen 
BebauungsplMe und deren Begründungen dignal im internen Geographischen Informationssystem zur 
VeffQgung zu stellen. Dazu wurde in den letzten Monaten eine große Zahl alter Bebauungspläne 
eingescannt, was mit einem beträchtlichen Aufwand verbunden war. Damit die zukünftigen, 
recl1tskräfhgen Bebauunqspläne nicht auch nachträglich gescannt werden müssen. ware es 
wünschenswert, wenn ab sofert die neuen Bebauungspläne neben der Papierform auch Im pdf-Format. 
optional auch als tif-Dater, vorgelegt werden würden Sie können uns die Pläne und Begründungen gerne 
per Email andiefolgendeAdressesenden:Reg.o@kre.sgg.de 

Im Gegenzug stellen wir Ihnen gerne auch die uns bereits vorliegenden digitalen Bebauungsplime zur 
Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Imtuft/p _- 

<y' L/')' 
I ,), _/'/ 
I..._('BOtl1)~ 

Anlage 

{4I4j 

Zu 14.: Der Anregung wird entsprochen. 
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Anlage: Beschallungsplan 
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DER LANDRAT 
DES LANDKREISES 
DARMST ADT -DIEBURG 

ncr Kreisausschoss des Kreises Groß-Gerau 

Regionalentwicklung, Rauen, 
Wirtschaft und Umwelt 
Wilhelm-Seipp-Str. 4 
&4521 (irorj,-(ienm 

Ihr/..:: • .;h.;-c.'S.:hf,d:':ll l'fI{\} 

16.IO.202H 
MCI[I!e",;hl)t: 
420.1 TÜR (,C; 

I 11= Ragion oR ••••• M,lJJ'" ••••• ••••• Landkreis 
Darrnstadt-D icburg 
LJndli.btr a._. 
Vet(!rJn.rwt!lM. Verbra1l~1Ient:lkutc 

Kru~hlu.:s Dilflll!'l .. :.Jl 
J<ltl'fh~~rluIJr; l'J, 
K.twY, !10(1') 

F,-uu.Hlbd 
'lo.;ll'I';I1 1)11 I "i I " f;_~ l.! I C'6 
14.., 111'11)1 .. -;-L 11)'~l 
L Mu.l "lr.jjmlloWLlllJl!ltlLl.uJI.lI~ 

huer-cr, luLjI:,.'·". .......... .IwJI.h J .... 
Sn .. i~·("-~r.; liS (UhTIr.' \"Jf¥l·"III) 

17.11.2020 

Bau (t",iCpl:hßung der S.chörrerstlildl Gemsbeim 
HlChBiDungiplan 1'l(;£mciDbltdlllrf..sfläch~ ö~lljeh der JUngs.tnlil3e'" 
Änderunl\: dc~ FI:üc:hl'flnub:;un~pIHn! für den Bereich des IkbauußW;p • .I:Iß5 
I'ICr.me.nbéd~lrrSn~('he öse.ich der- RJng.strun~·~ und dn ßebaUlIl1g!lplllns" \o\'ohnamlaa;t östlich der 
Ringstraße" - 2. ADi.hnill, L Ern'el.leellng 

.Ii • ., ""hô"denheteiligung und Iktciligung der Träge,' (lfI'enrlic~er Hdang. gemäß § 4 Ab s, J DallCß 

Sehr geehrte Domen und Herren. 
sehr geehrte Frau Huttner 

uus Siehl der vom Facbgebi et Ländlicher Raum 7..IJ wahrenden ötfentlicbcn Bd linge: der l.andwirtscha n " 
Feldflur bestehen ru o.g. Planung Bedenken, dalandwirtschaûliche Flächen beansprucht werden. Ua das. 
Plangebier im Regienalplau Südhessen 201{J als .... Si~dltJJ1g Planung" dargestellt wird, stellen wir unsere Be­ 
denken 7urück \Vir buten d u e ... iacbiolgenden Hinwerse Z\L beachren: 
Die E'in~ntlS-/i\u5gl~lçh.sbilall.zj",,,og weigl do Wenepmlktoct'izil von ca. ),SO() auf, Aus unserer Sicht sino 
bei der Auswahl der Korupcnsationsrnaßnahrnen Entsicgdungc:rI SIIl\\'lC snkhc Mußnahmen tx.'V(tfllJ~1 ~l,l bc~ 
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Der Landrat des Landkreises Darmstadt Dieburg (17.11.2020) 

Beschlussempfehlungen 

Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das naturschutzrechtliche Ausgleichsdefizit von rd. 5.500 Punkten wird über das Ökopunk­ 
tekonto der Stadt Gernsheim ausgeglichen. Eine weitere Inanspruchnahme von Idw. Ge­ 
nutzten Flächen ist somit nicht vorgesehen. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Umsetzung der vorgreifenden CEF-Maßnahme für Reptilien wurde bereits mit der UNB 
und dem betroffenen Landwirt abgestimmt 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Gegenstand der vorliegenden Planung ist die Ausweisung einer Fläche für Gemeinbedarf 
für den Bau einer Kindertagesstäte und einer Sporthalle. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

.. v-'- _._ . - den Bereich des Bebauungsplans "Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße" - Abw. 3 (1) und 4 (1) BauGB 
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Bauleitplanung der Schöfferstadt Gernsheim 
Bebauungsplan "Gemeinbedarfsfläche östlich der Ringstraße" 
Änderung des flächennutzungsplanes fiir den Bereich des Bebauun9splans "G.I­ 
meinb&darfsfläche östlich der Ringstraße" und des Bebauungsplans "Wohnanlage 
östlich der Ringstraße" - 2. Abschnitt, 1. Erweiterung 
Stellungnahme gemäß § 4 Alls. 1 BauGB 

1. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus der Sicht 
der Raumordnung wie folgt Stellung: 

Der Planbereicn ist im RPSfRegFNP 2010 als Vorranggebiet Siedlung, Planung ausge­ 
wiesen. Zu der vorgelegten Planung bestehen daher aus reglonalplanerlscher Sicht 
keine grundsätzlichen Bedenken. 

Aus der Sicht des NaturschuUes (Planungen und Verfahren) teile ich Ihnen folgendes 
mit: 

Das Vorhaben hat die Errichtung einer Kindertagesstätte und einer Sporthalle zum Ziel 
und berührt keine Schutzgebiete. Insofern bestehen aus meiner Sicht keine Bedenken ge­ 
gen das Vorhaben. Die artenschutzrechtlichen CEF-Maßnahmen für Reptilien sind recht­ 
zeitig vor Baubeginn umzusetzen und die im Artenschutzgutachlen ermittelten Vermei­ 
dungsmaßnahmen zu beachten bzw. im Bebauungsplan feslzusetzen. Zu weiteren 
naturschutzlachlichen Belangen verweise ich auf die Stellungnahme der zuständigen un­ 
teren Naturschutzbehôrëe. 

Bezûqlich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Arbeitsschutz und Um­ 
wett Darmstadt" zu vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit: 

WasserversorgunglGrundwasserschutz 
Gegen die Änderung des Flächennutzungsplans bestehen aus Sicht der von mir zu ver­ 
tretenden Belange des Grundwasserschutzes und der öHenUichen Wasserversorgung 
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Regierungspräsidium Darmstadt ((19.11.2020) 

Beschlussempfehlungen 

Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 

Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stadt Gernsheim sichert zu, dass die artenschutzrechtlich bedingte CEF-Maßnahme 
rechtzeitig vor Baubeginn umgesetzt wird. Die Verfügbarkeit einer geeigneten Fläche wurde 
bereits mit der UNB und dem betroffenen Landwirt abgestimmt. 

Zu 3. Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 

Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich des Bebauungsplans .Gerneinbedarfsflàche östlich der Ringstraße" - Abw. 3 (1) und 4 (1) BauGB 



4. 
keine Bedenken. Bebauungsplan .. Gemeinbe<larfsfläche östlich der Ringstraße" De­ 
ckungsnachweis: Bitte legen Sie die SIchersteIlung der Wasserversorgung für das Bauge­ 
biet dar. Der gesamte Wasserbedarf (Trink-. Betriebswasser) ist zu ermitteln (Jahres­ 
menge und Spitzenbedarf). Bei der Bedarfsennittlung ist bereits auf eine sparsame, 
rationelle Wasserverwendung zu achten. Der Nachweis, dass der gesamte Wasserbedarf 
durch den zuständlqen WasselVersorger gedeckt werden kann, ist zu erbringen. Es ist 
darzustellen, ob im Rahmen der bestehenden Wasserrechte und der Fördermengen der 
letzten 5 Jahre die Trinkwasservensorgung sichergestellt ist. Es ist darzustellen, ob noch 
verfügbaren Kapazitäten zur Deckung dieses Bedarfs vorhanden sind (Gegenüberstellung 
der Wasserechte mit den Fördemnengen der letzten 5 Jahre oder Abgleich der verfügbaren 
Lielermengen mit den tatsächlichen Abnahmemengen). Versickerung von Niederschlags­ 
wasser: Eine Versickerung von Niederschlagswasser wird in den Unterlagen nicht er­ 
wähnt. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass bei einer Versickerung von Niederschtags­ 
wasser die Mächtigkeit des Sickerraums, bezogen auf den höchst gemessenen 
Grundwasserstand, mindestens 1 Meter betragen sollie (hier ggl. nicht gegeben). Die Klä­ 
rung der Zutässigkeit einer Versickerung von Niederschlagswassers isl dem entsprechen­ 
den Verfahren vorbehalten. Vermeidun.g von Vernässungs- und Setzrissschäden: In dem 
Plangebiet ist mit sehr hohen Grundwasserständen (Grundwasserflurabstände 0-3 m, 
Quelle: Grundwasserflurabstandskarten des Hessischen Landesam!s für Naturschutz, 
Umwelt und Geologie) zu rechnen. Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernas­ 
sungsschäden sind in der Bauteitplanung grundsätzlich die minimalen und maximalen 
Grundwasserflurabstande zu berücksichtigen. Die erforderlichen baulichen Vorkehrungen 
- z.B. Vorgaben zur maximalen Einbindetiefe von Gebäuden oder spezielle Grundunqs­ 
maßnahmen - sollten in dem Bebauungsptan festgesetzt werden, damil die ausgewiesene 
Nutzung ohne Gefahr der Vemässung realisierbar ist. Flächen mit sehr hohen Grundwas­ 
serständen (0 bis 3.00 m Flurabstand) sind gemäß § 9 Abs. 5 BauGB im Bebauunqsplan 
als vemässungsgefährdete Gebiete zu kennzeichnen. Bitte nehmen Sie Festsetzungen 
sowie die Kennzeichnung VOf. 

A.bwasser 
Für abwassertechnische Belange ist die Untere Wasserbehörde des Kreises Bergstraße 
zuständig. 

Bodenschutz 
Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutzfachlicher Sichl wie folgt Stellunq. 
Nachsorgender Bodenschutz: Aus der Altflächendatei A.L TIS des Hessischen Landesam­ 
tes für Umwell und Geolog.e ergeben sich für den Plangellungsbereich keine Hinweise auf 
das Vorhandensein von Altflächen (Allslandorte, Altablagerungen), schädliche Bodenver­ 
änderungen und/oder Grundwasserschäden. Von meiner Seite bestehen somit nach der­ 
zeitigem Kenntnisstand keine Bedenken gegen das o. a. Vorhaben. Ich bitte, folgenden 
Hinweis in die texthchen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufzunehmen: Bei alien Bau­ 
maßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordem, ist auf organoleptlsche 

5. 

6. 

.J. 

Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die öffentliche Wasserversorgung für das Plangebiet (Fläche für Gemeinbedarf, hier: Kin­ 
dertagesstätte und Sporthalie) ist gesichert. Dies wird in der Bebauungsplan-Begründung 
weitergehend ausgeführt aufgeführt. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Auch der Schöfferstadt Gernsheim sind keine Altlasten oder Altablagerungen bekannt. 

Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich des Bebauungsplans .Gerneinbedarfsflàche östlich der Ringstraße" - Abw. 3 (1) und 4 (1) BauGB 
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Autfälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse. die den Verdacht 
einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der zuständigen 
Behörde. dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5. Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fach­ 
gutacl1ter In AlUaSlenlragen rnozuzuztehen. Schädliche Bodenveränderungen im Sinne 
des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschulzgesetz sind Beelnträcl1tigungen der Bodenfunktionen, 
die geeignet sind. Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 
elnzemsn oder die Allgemeinheit herbeizuführen. Die Belange des Dezernates 41.5 sind 
in der Begründung zum Bebauungsptan hmralchend benückslchtigt. 
Vorsorgender Bodenschutz: Die Flurstücke des Plangebiets werden als Ackerbaufläche 
landwirtschaftlich genutzt. Ourcn die beabsichtigte Aufstellung der o.a. Bauleilplanung wird 
das Areal für eine bauliche Nutzung freigegeben. Mit der geplanten Bebauung wird größ­ 
tenteils die Ackerbaufläche versiegelt bzw. in den Boden eingegriffen und somit gel1en die 
natürlichen Funktionen des Bodens verloren. Mit Grund und Boden soll sparsam und scho­ 
nend umgegangen werden, § 1a Abs. 2 Baugeselzbucl1. Bei Einwirkungen auf den Boden 
soüen Beeinträcl1tigungen seiner natürücnen Funktlonen sowie seiner Funktion als Archiv 
der Natur· uoo Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. § 1 Satz 3 Bun­ 
des-Bodenschutzqesetz. Die Behandlung des ScI1utzguts Boden gliedert sich in Anleh­ 
nung an Anlage 1 BauGB in folgende Punkte, auf die In der Begründung des Bebauungs­ 
ptanes noch mindestens einzugehen ist: Bodenausgleichsmaßnahmen, 
Planunqsattemanven Boden: Die Angaben im Umweltbericht müssen erkennen, irlWieweit 
die beabsichtigte zusätzhche Inanspruchnahme der bisher ruent baulich genutzten Flächen 
durch Wiedemutzbarmachung von Flächen, Nachverdiehlung und andere Maßnahmen zur 
InmmemwicKlung vermieden oder vermindert werden kann (Planungsalternallven). Moni­ 
toring Boden: Darstellung der Wirksamkeit der getmffenerl Vermeidungs-, Verminderungs­ 
und Ausgleichmaßnahmen. Allgemeine Zusammentassunq Boden: Details zur Durchfüh­ 
rung der Umwellpnüfung aus Sicht des Schutzguts Boden finden sich in der im Auftrag des 
Hessischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz er­ 
stellten .Arbeitshilfe zur Benücksichtigung von Bodenschutzbelançen in der Abwägung und 
der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen". Diese Arbeitshilfe ist nebst kommentierten 
Prütkataloqen und Auswertungskarten auf der Internetseite des Hessischen Landesamtes 
für Umwelt und Geologie einsehbar: htlp:/Jwww.hlug.de/start/bodenlplanung.html. 

Immissionsschutz 
Gegen den Bebauungs- und Flächennutzungsplanentwurf bestehen aus Sicht des Immis­ 
sionsschutzes keine grundsätzlichen Bedenken. Für die Umweltpnüfung nach § 2 Absatz 
4 BauGB ist hinsichtlich meines Aufgabengebietes folgendes zu beachten: Es sind Im Be­ 
richt Angaben zu machen, ob und welche Auswirkungen die Planung auf benachbarte Flä­ 
chen haben kann oder ob die PIanUrIg selbst Auswlrkungerl von entsprechend genutzten 
bzw. geplarlten Flächen ausgesetzt sein kann. Ergänzend sind Je nach örtlichen Gegeben­ 
heiten Angab8r1 zu Gerauschan (Gewerbe- und Verkehrslärm), Lufthygiene (Geruch, 

8. 

Zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der natürlich gewachsene Boden im Plangebiet wird zu einem großen Teil überbaut bzw. 
versiegelt werden. Um die Bedeutung des vorsorgenden Bodenschutzen zu betonen, wer­ 
den konkrete Vermeidungsmaßnahmen in den Umweltbericht aufgenommen. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Parallel zum Aufstellungsverfahren wurde von der Dr. Gruschka GmbH eine schalltechni­ 
sche Stellungnahme eingeholt, die Eingang in den Bebauungsplan-Entwurf gefunden hat. 
Gemäß § 22, Abs. 1 a, BlmSchG, gilt: "Geräuscheinwirkungen, die von Kindertageseinrich­ 
tungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtungen wie beispielsweise Ballspielplätzen 
durch Kinder hervorgerufen werden, sind im Regelfall keine schädliche Umwelteinwirkung. 
Bei der Beurteilung der Geräuscheinwirkungen dürfen Immissionsgrenz- und -richtwerte 
nicht herangezogen werden." 

Im Rahmen der Stellungnahme zur Entwurfsoffenlage wurde seitens der Abteilung Immissi­ 
onsschutz ausgeführt, dass auf die Vorlage einer Schallimmmissionsprognose für den Be­ 
trieb einer Sporthalle verzichtet werden kann. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
der Sporthalle könne von der zuständigen Genehmigungsbehörde der Nachweis auf immis­ 
sionsschutzrechtliche Verträglichkeit noch gefordert werden. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich des Bebauungsplans .Gerneinbedarfsftàche östlich der Ringstraße" - Abw. 3 (1) und 4 (1) BauGB 
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Staub). Erschütterungen, Licht. Strahlung. Elektrosmog und Klima zu machen. Beim Um­ 
fang und Detaillierungsgrad der Umwaltprüfung in diesem Verfahren genügt soweit nicht 
anders angegeben. eine allgemeine, zusammenfassende (qualitative) Form (Texttorm). 
Um etwaIge Auswirkungen von SchaUemissionen auf die angrenzende und zukünftige 
Wohnbebauung durch den Betrieb des Kindergartens (kein Kinderlärm) und der Sporthalle 
zu berücksichtigen ist die Erstellung einer Schallimmissionsprognose erforderlich. 

Aus Sicht des Dezernates Oberûachenqewâsser bestehen gegen den Bebauungsplan so­ 
wie gegen die Änderung des Flächennutzungsplans keine Bedenken. 

Für die bergrechtliehe Stellungnahme wurden lolgende Quellen als Datengrundlage her­ 
angezogen: 

Hinsichtlich der Rohstoffsicherung: RegIonalpLan SWhessenfRegionaler Flächennut­ 
zungsplan (RPS/RegFNP) 2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG; hineicht­ 
lieh der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe: vorliegende und genehmigte Be­ 
mebsptäne: hinsichtlich des Altberqbaus: bei der Bergaufsicht digilal und analog 
vorliegende Risse, in der Datenbank vorliegende Informationen, Kurzütlersichten des ehe­ 
maligen Bergamts Weilburg über früheren Bergbau. Die Recherche beruht auf den in in­ 
haltsverzeichnissen des Akte n plans tnventarisierten Beständen von Barechtsame- und Be· 
triebsakten früherer Bergbaubetriebe und in hiesigen Karlenschränken aufbewahrten 
Rlssblättern. Die Stellungnahme basiert daher hinsichtlich des Altbergbaus auf einer un­ 
vollständigen Daten oasrs, Anhand dieser Datengnundlage wird zum Vorhaben wie folgt 
Stellurl9 genommen: Rohsloffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohs1offsiche· 
nungsflächen betroffen. Aktuelle Betriebe/Konzessionen: Der südöstliche Tell des Plange· 
biers überlagert den Sicherfleitsbereich des unter Bergaufsicht stehenden Untertage­ 
Gasspeichers "Hähnlein', caner ist dessen Betreiber (MND Gas Storage Germany GmbH, 
Birkenweg 2. 64665 Aisbach-Hähniein) über die Planungsabsicht zu informieren. Das 
Plangebiet wird zudem von einem Erlauonisfeld zur Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen 
überdeckt. Der Bergaufsicht sind jedoch keine das Vorhaben beeinträchtigenden Aufsu­ 
chungsaktivitäten bekannt. Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tätigkeiten: 
Im Plangebiet Ist meinen Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau umgegangen. Dem Vor· 
haben stehen aus Siehl der Bergbehörde keine Sachverhalte entgegen. 

Abschüeßenc weise ich darauf hin, dass Ich den Kampfmlttelräumdienst im Rahmen von 
Bauleilplanverfahren ausnahmsweise nur dann beteilige, wann von gemeindlicher Seite 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf das mögliche Vorkommen 
von Kampfmitteln erfOlgt sind. In dem mir von Ihnen zugeleiteten Bauleitplanverfahren ha­ 
tien Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb habe ich den zentralen Kampfmitlei· 
räumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei. den Kampfmittelräumdienst direkt zu 
beteiligen. Mündliche Anfragen können Sie richten an Herrn Schwetzler, Tel. 06151- 
126501 Schriftliche Anfragen sind zu richten an das Regierungspräsidium Darmstadt, De­ 
zernat 118, Zentraler Kampfmittelräumdienst. 

10. 
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Zu 9.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und -ausführung in die Begründung zum Bebau­ 
ungsplan aufgenommen. 

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ergibt sich kein weitergehender Handlungsbe­ 
darf. 

Zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die MND Gas Storage Germany GmbH, 64665 Alsbach-Hähnlein, wurde zum Entwurf hin 
angefragt und hat per E-Mail mitgeteilt, dass diesbezüglich keine Einwände bestehen. 

Zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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Eine planungsrechtlîche Prüfung ist nicht grundsätzlich erfolgt. Bei Rückfragen und zur 
Beratung stehe ich selbstverständlich zur Verfügung, 

Mitfreundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

gez. Eva Elisabeth Mahler 
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Gernshsjm, 
"Gemelnbadarfsftàchs östlich der Ringstraße" 
BaLileitplammg; Bebauungsplan und Änderung des Flächennutzungsplanes und des Be­ 
ballungsplanes "Wohnanlage östlich der Ringstraße" - 2, Abschnitt, 1, Elweiterung 
Kampfmittelbelastung und -râumunq 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, 
dass sich das in Ihrem l.aqoplan näher bezeichnete Gelände in einem Bombenabwurfgebiet 
und im Bereich von ehemaligen FlaksteIlungen befindet. 

Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen 
werden. 

Eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) ist daher vor Beginn der ge­ 
planten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücks­ 
flachen erforderlich, auf denen bodeneingreifende Mdßnahmen stattfinden. Hierbei soll 
grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. 

Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die Kampfmittelräum­ 
arbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchgeführt wurden. Der Bescheinigung ist 
ein Lageplan beizufügen, auf dem die untersuchten Flächen dokumentiert sind. Weiterhin ist 
das verwendete Detektionsverfahren anzugeben. 

Für die Dokumentation der Räumdaten beim Kampfmiuelräumdienst des Landes 
Hessen wurde das Datenmodul KMIS-R entwickelt. Wir bitten Sie, bei der Beauftragung des 
Dienstleiste.rs auf die Verwendung des Datenmoduls KMIS-R hinzuweisen. 
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Beschlussempfehlungen 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen_ 
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Hierfür ist es erforderlich, dass die überprüften und geräumten Flächen örtlich mit den 
Gauß/Krüger Koordinaten eingemessen worden. 

Wir bitten Sie nach Abschluss der Arbeiten um Übersendung des Lageplans und der KMIS· 
R-Datei, welche Sie durch die von limen beauftragte Fachfirma erhalten. 

Das Datenmodul KMIS-R können Sie kostenlos von der nachstshenden Imernetseite des 
Kampfmittelräumdienstes downloaden: 

http://www.rp-darmstadt.hessen.de 
(Sicherheit und Ordnung, Gcfahronabwohr, Karnpfrnittelrâumdienst) 

Teilbereiche wurden bereits überprüft. Die untersuchtsn Flächen (Tiefenilngilben in Meter) 
sind im beiliegenden Lagepliln grün darqestellt. 

Die Daten der überprüften Flächen mit den ilngegebenen Freigilbetiefen wurden von den 
ausführenden gewerblichen Karnpfmirtelrâumfirmsn an den KMRD übermittelt und in das 
KMIS System ohne Vor-Ort-Kontrollen übertrilgen. 

Die Kosten für die Kampfrnmelräumunq (Aufsuchen, Bergen, Zwlschentaqorn) sind vom An· 
trilgsteller/Antrilgstellerin, Interessenten/lnteressentin oder sonstigen Berechtigten (z.B. Ei­ 
gentümer/Eigentümer;n, Investor/lnvestorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind daher 
von diesen selbst be; einer Fachfirma in Auftrag zu geben und zu bezahlen. 

Für die Dokumantanon der durchgeführten Kampfmittelräumung werden die örtlichen 
Gauß/Krûqer-Koordinaten benötigt. 

Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich immer 
das v, g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme beizufügen. 

Als Anlilge übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kilmpfmittelräu­ 
mung im Lande Hessen. 

Da Kampfrnittelräurnarbaiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich die Abrechnung 
der Leistungen nach ratsächüchern Aufwilnd für unumgänglich. Dies ist in jedem FillIe Vo­ 
raussotzunq für eine positive Rechnungsprüfung zum Zwecke der Kostenerstanunq durch 
den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfminelräumung. 

Eine Kopie des Auftraqos bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. 

Den Abtrausport - ggf. such die Emschärfung - und die Vernichtung der gefundenen 
Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelräumdienst- weiterhin auf eigene Kosten 
übernehmen. 

Sie werden gebeten, diese Srellunqnahrns in "lien Sehntton des Baulon- bzw. Planfeststel­ 
lunqsvorfahrons zu verwenden, sofern sich keine wesentlichen Flächenänderungen ergeben. 

Mil: freundlichen Grüßen 
Im Auftraq 

gez. Jürgen l.oranq 
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